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Kommunen müssen Prioritäten setzen:

„Es geht um die Zukunft der jungen Generation“

Stuttgart.    Der Ausbau von Bildungsangeboten und der Kleinkindbetreuung muss die Kommunalpolitik der nächsten Jahre beherrschen, empfiehlt der Gemeindetag. Die Gemeinden seien als Schul- und Kindergartenträger gefordert, wie lange nicht mehr ‑ und das trotz rückläufiger Kinderzahl.

Bildung ist Herausforderung für Städte und Gemeinden

Der gesellschaftliche Wandel erfordere eine Qualitätsoffensive in allen Bildungseinrichtungen mit dem Ziel intensiverer Förderung und familienergänzender Betreuung. Hinzu komme die Forderung nach außerfamiliärer Betreuung von Kindern vor Erreichen des Kindergartenalters. „Auf Städte und Gemeinden kommen große Herausforderungen zu. Es gilt, die kommunale Bildungslandschaft zu gestalten“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle. Das reiche weit über ihre bisherige Rolle als Einrichtungsträger hinaus. Städte und Gemeinden seien aufgefordert, in ihren Planungen klare Prioritäten für Bildung und Betreuung zu setzen. „Es geht um die Startchancen der jungen Generation“, sagte Kehle.

Kostenwelle im Kindergarten kommt

Auf die Städte und Gemeinde rolle eine Kostenwelle zu, die ihren finanziellen Spielraum selbst in konjunkturell guten Zeiten aufzehre. Der Ausbau der Kleinkindbetreuung auf die von Bund und Land angenommene Quote von 34 Prozent koste Städte und Gemeinden 336 Millionen Euro jährlich netto, also ohne die Fördermittel von Bund und Land sowie Elternbeiträge. Intensivere Bildungs- und Betreuungsangebote im Kindergarten belaufen sich nach Schätzung des Gemeindetags auf über 600 Millionen Euro pro Jahr – also weit mehr als für den Krippenausbau. Es geht dabei um die Umsetzung des Orientierungsplans mit entsprechendem Personalaufwand, die verpflichtend geplante Sprachstandsdiagnose, Weiterbildung der Erzieherinnen und die Akademisierung des Leitungs- und Beratungspersonals. „Bevor diese Projekte aus der Erprobung in den flächendeckenden Betrieb gehen, müssen wir überlegen, was wann sinnvoll ist und was wir gemeinsam bezahlen können“, sagte Kehle. Das Land müsse zu seiner Mitverantwortung für die vorschulische Bildung stehen.

Es geht nicht ohne Elternbeiträge

„Auf Beiträge finanziell leistungsfähiger Eltern können wir nicht verzichten. Die Landesregierung teilt inzwischen unsere realistische Einschätzung, und hat für die Kleinkindbetreuung einen Elternanteil von 20 Prozent einkalkuliert“, sagte Kehle. Die Kirchen und andere freie Träger von Kinderbetreuungseinrichtungen müssten sich weiterhin auch finanziell engagieren. „Ohne gesamtgesellschaftliche Verantwortung der Träger, die sich in einem Eigenanteil an den Betriebskosten ausdrückt, geht es nicht“, so Kehle. Das alles müsse auch für den Kindergarten gelten.

Ganztagsschule wird zur Regel

Die Landesregierung müsse sich neuen Herausforderungen im Bildungssektor stellen und dürfe nicht allein auf die Kommunen verweisen. „Die Ganztagsschule muss ins Schulgesetz aufgenommen werden“, verlangte Kehle. „Aus Pilotprojekten wird Regelbetrieb, das muss der Gesetzgeber zur Kenntnis nehmen und die Konsequenzen daraus ziehen.“ Dazu gehöre auch die Rückkehr zur gemeinsamen Finanzierung der Schulsozialarbeit.

Bildung ist Vorbeugung gegen Gewalttaten Jugendlicher

„Wer gegen Gewalttaten Jugendlicher angehen will, muss früh und möglichst breit ansetzen“, sagte Kehle. „Das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie umfasst die Integrationsleistungen der Kindergärten, Förderung des Spracherwerbs, Ganztagsbetreuung vor allem in Hauptschulen, Schulsozialarbeit, Elternbildung und Offene Jugendarbeit. Besser das Land engagiert sich hier gemeinsam mit den Kommunen vorbeugend, als später durch Polizeipräsenz, im Jugendstrafvollzug und in der Bewährungshilfe.“
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